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2015 verabschiedeten die Mitgliedsstaaten der UN die so genannte 2030-Agenda für nachhalti-
ge Entwicklung. Die Agenda legt 17 so genannte Sustainable Development Goals  (SDG; Ziele 
für nachhaltige Entwicklung) fest. Zu diesen Zielen gehören unter anderem die Beendigung der 
Armut, die Verringerung der Ungleichheit, Ernährungssicherung, Bildung und Gesundheit für 
Alle, nachhaltige Produktionsweisen und menschenwürdige Arbeit. Im Unterschied zu 
den Millenium Development Goals (MDGs) aus dem Jahr 2000 richten sich die SDG nicht mehr 
nur an die Länder des globalen Südens als Adressaten von nachhaltiger Entwicklung und Ent-
wicklungspolitik. Vielmehr fordern die SDGs nun gleichsam die Staaten des Nordens auf, ihre 
Defizite in den verschiedenen Bereichen nachhaltige Entwicklung zu beseitigen. Damit bieten 
die SDG auch das Potenzial für Wachstumskritik und einen Ansatzpunkt für internationalistische 
Politiken und Debatten um globale Verteilungsfragen und soziale Gerechtigkeit. Insbesondere 
das Konzept der «Globalen Sozialen Rechte» (GSR) erhält derzeit, auch vor dem Hintergrund des 
gegenwärtigen globalen Trends zu autoritären und nationalistischen Antworten auf transnatio-
nale soziale Fragen wie Klimawandel, Ausbeutung in den transnationalen Wertschöpfungsket-
ten, Flucht und Migration etc., in der gesellschaftlichen Linken wieder Aufschwung. Dennoch 
drehen sich nach wie vor die meisten Debatten und Maßnahmen der organisierten Zivilgesell-
schaft, etwa mit Regierenden in Deutschland, vor allem um technische Fragen der Objektivier-
barkeit, Bemessung und Bewertung einzelner SDGs in verschiedenen Ländern.  

Die Publikations- und Veranstaltungsreihe ist eine Kooperation zwischen der Rosa-Luxemburg-
Stiftung (Zentrum für internationalen Dialog und Zusammenarbeit und Akademie für politische 
Bildung) und dem Berliner Entwicklungspolitischen Ratschlag (BER). Das Projekt hat zum Ziel, 
zunächst mit thematischen Papers und Veranstaltungen am Beispiel von drei gesellschaftlichen 
Bereichen und Politikfeldern (Einführung Globale Soziale Rechte und die Agenda 2030, Arbeits-
kämpfe in transnationalen Produktionsketten, Globale Bewegungsfreiheit und solidarische 
Stadt) der Frage nachzugehen, ob und inwiefern das Projekt der Globalen Sozialen Rechte ge-
eignet ist, die Debatte um die SDGs aus einer linken Perspektive und im Sinne eines neuen In-
ternationalismus, der auf globale soziale Gerechtigkeit und auf eine Strukturveränderung der 
Nord-Süd-Beziehungen zielt, zu politisieren und zu radikalisieren. Dies würde etwa bedeuten, 
einen stärkeren Fokus auf transnationale Gesellschaftlichkeit, globale soziale Kämpfe um Rechte 
und sozialökologische Transformation der Produktionsweisen zu legen und weniger auf Ent-
wicklungspolitiken im klassischen Sinne. Weitere Ziele sind die Konkretisierung des Konzeptes 
der GSR für die politische Bildungs- und Projektarbeit, das Anstoßen einer breiten Debatte über 
die GSR innerhalb der Rosa-Luxemburg-Stiftung, aber auch innerhalb der organisierten Zivilge-
sellschaft, d.h. in NGOs, Stiftungen und Gewerkschaften, aber auch in linken Parteien und Or-
ganisationen. 

https://www.un.org/sustainabledevelopment/sustainable-development-goals/
http://www.un.org/millenniumgoals/
https://www.rosalux.de/stiftung/zid/
https://www.rosalux.de/stiftung/afpb/
https://www.rosalux.de/stiftung/afpb/
http://www.eineweltstadt.berlin/


Die öffentlichen Abendveranstaltungen werden am 6. Juni 2018 («Nachhaltig politisieren: Globa-
le Soziale Rechte als Alternative zur Agenda 2030») beginnen. Die weiteren Termine in 2018 
sind der 5. September («Ahoi Arbeitskämpfe. Internationale Arbeitsrechte auf hoher See») und 
der 5. Dezember («Ich geh‘ mit Dir wohin Du willst. Globale Bewegungsfreiheit und solidarische 
Stadt»). Begleitet werden die Veranstaltungen von thematischen Papers. Dazu kooperieren die 
Rosa-Luxemburg-Stiftung und der Berliner Entwicklungspolitische Ratschlag mit externen Part-
ner*innen aus Wissenschaft, NGOs, Gewerkschaften und Politikberatung. 

 

Kontakt: 

Stefanie Kron 
Rosa-Luxemburg-Stiftung 
stefanie.kron@rosalux.org 
030 44 310 526 

Alexander Schudy 
Berliner Entwicklungspolitischer Ratschlag (BER) 
schudy@eineweltstadt.berlin 
030 42 851 587 

https://www.rosalux.de/veranstaltung/es_detail/SL3GZ/nachhaltig-politisieren/
https://www.rosalux.de/veranstaltung/es_detail/9IVWM/ahoi-arbeitskaempfe/
https://www.rosalux.de/veranstaltung/es_detail/8N86G/ich-geh%E2%80%98-mit-dir-wohin-du-willst/
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